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Erscheint zweimal monatlich 

Nr. 5 20. Jahrgang der «Apologetischen Blätter» Zürich, den 15. Marz 1956 

Soziales 
Unsere Pflicht gegenüber der Arbeiterschaft (zu einem Artikel von P. Eberhard Welty 0. P.) : Eine Frage, die über 
Deutschland hinausgreift — Vier Forderungen: 1. Neue Verteilung des Eigentums — Paul Jostock zu einem «Skandal 
der Nachkriegsentwicklung» — Pius XI. vergessen? — 2. Neue Formen der Ergebnisbeteiligung: Die Schwierigkeit 
dieser Forderung T - Vorsicht ist geboten — 3. Gesellschafts- und Wirtschaftsneuordnung : Das Dilemma der heutigen 
sozialen Bestrebungen: a) Die Thesen des Neoliberalismus in katholischen Kreisen — Formen der geltenden Marktwirt­
schaft sind nicht das gültige Ordnungsbild — Die Grundsätze der «reinen» Nationalökonomie — Der freie Wettbewerb 
— b) Berufsständische Ordnung noch nicht spruchreif? — Die Schwäche der katholischen Sozialbewegung — 4. Grös­
sere Mitverantwortung für die Arbeiterschaft: Um die Stellung der Gewerkschaften — Eine Naturrechtslehre, die 
nicht von abstrakten Begriff Systemen ausgeht. 

Uruguay ^ 
Der tausendste Teil der Welt (ein Rahmenartikel, um ein fernes Land uns verständlich zu machen) : Ein Land ohne 
landschaftliche Eeize — Ein kleines Land — Die Politik dieses Landes — Weisse' und Farbige — Die andern Parteien 
— Internationale Strömungen in diesem Land — Die Bevölkerung : Eingeborene — Eingewanderte — Wachstum —; Ras­
senfrage inexistent — Das Land ohne' Statistiken. 

China 
Streit um ein Buch oder um mehr?; Jacques Leclercq über P. Lebbe — Meuniers Interpretation: P. Lebbe ein notwen­
diger «Schock» — Die europäischen, einstigen Chinamissionäre protestieren — Das Buch eine Waffenhilfe für den 
Kommunismus — Die chinesischen Christen und Bischöfe beglückwünschen Leclercq — Das Grundproblem des Aposto­
lates. — Reserven im Einzelnen, nicht im Ganzen — Costantini über die chinesische und die lateinische Mauer — Paral­
lele zur sozialen Frage bei uns. 

Frankreich 
Ein Mahnruf aus dem Jenseits (zu den Kriegsbriefen gefallener Studenten) : Erwägungen über die Vergangenen an ihren 
Besten angestellt, und ein Blick voller Sorge auf die Kommenden — Die Deutschen und die Kardinaltugend der Mässigung. 

Deutschland 
Christliche Aszese heute (eine Umfrage) : Ungünstige Bedingungen — Kritik zur Aszese — Selbstverleugnung im All­
tag ! — Um höherer Güter wi l len . . . 

Bücher 
Der grosse Herder — Grenzmaim — Küppers — Bovet — Follereau — Neuerscheinungen. 

Um den Weg des sozialen Katholizismus 
Im Dezember-Heft 1955 seiner «Neuen Ordnung» 1 hat 

P. Eberhard Welty OP einen mutigen und eindringlichen Arti­
kel geschrieben, der den Finger auf gewisse Schwächen der 
katholischen Sozialbewegung der Gegenwart legt. 

Der Artikel trägt die Überschrift «Unsere Pflicht gegenüber 
der Arbeiterschaft ». Er hat zwar vor allem die Lage in Deutsch­
land vor Augen; aber das meiste gilt auch von Italien, Frank­
reich und Spanien, erst recht von den südamerikanischen Län­
dern und manchen Positionen in Afrika und Asien in noch er­
heblich verstärktem Masse. Obschon bei uns in der Schweiz 
die Verhältnisse ausgeglichener liegen, so dürfen doch auch 
wir an der Tatsache und Notwendigkeit einer umfassenden 
Änderung der sozialen Strukturen, die bald offen, bald (zu-

1 Die Zwei-Monatsschrift trägt den umfassenden Titel: «Die neue Ord­
nung - in Kirche, Staat, Gesellschaft, Kultur» und erscheint im Verlag der 
Bonifacius-Druckerei GmbH., Paderborn. Auch wenn man sich nicht mit 
allen Artikeln und Thesen identifizieren mag, so kann man doch nicht um­
hin, den Gerechtigkeitssinn und Mut, die Aufgeschlossenheit neuen Fragen 
und Aufgaben gegenüber, die Besonnenheit der Kritik und die Fülle von 
Anregungen dankbar anzuerkennen, die sich hier finden. 

meist) verdeckt, weniger in Form von Katastrophen als in 
einer stetigen, aber unaufhaltsamen Entwicklung sich voll­
zieht, nicht achtlos vorbeigehen. 

P. Welty formuliert und begründet vier Thesen, die des 
Nachdenkens wert sind. 

1. «Die Arbeitnehmerschaft kann sich unmöglich mit den Maß- ' 
stäben und Gewohnheiten, die nach wie vor die Verteilung des. Eigen­
tums bzw. des Sozialproduktes beherrschen, einverstanden erklären 
und zufrieden geben.» Um diese These zu stützen, kann P. Welty 
für Deutschland einen so sachkundigen und behutsamen Beur­
teiler der Lage wie Paul fostock, den bekannten katholischen 
Sozialwissenschaftler, zitieren, der in allen katholischen Krei­
sen grösstes Ansehen génies st und auf Grund seiner langjäh­
rigen Studien wie seiner gegenwärtigen Stellung (Leiter des 
Statistischen Landesamtes Württemberg-Baden) Kenntnisse aus 
erster Hand besitzt. '. 

Paul Jostock schreibt: «Im Rundschreiben Quadragesimo 
anno (n. 54-58) wird festgestellt, dass das Kapital (und die 
Unternehmer) in der Vergangenheit ein Übermass des Ertra-
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ges für sich vorweggenommen hätten, mit der verfehlten Be­
gründung, dies sei notwendig zum Zwecke der Kapitalbildung, 
zu der dem Arbeiter die Befähigung abgehe. Der Papst rügt 
dieses Verhalten mit scharfen Worten und fordert eine Umkehr, 
damit der ungeheure Gegensatz zwischen wenigen Überrei­
chen und der Masse der Eigentumslosen allmählich ver­
schwinde. Bekanntlich hat nun Westdeutschland seit 1948 sehr 
grosse Erträge^erwirtschaftet und allein in Industrie und Ge­
werbe wohl gegen 60 Milliarden DM neu investiert, d. h. über 
den Ersatz, des Kapitalverzehrs hinaus. Davon stammten gegen 
40 Milliarden DM aus unverteilten Gewinnen der Unterneh­
mungen, die übrigen 20 Milliarden aus verteilten Gewinnen, 
sonstigen Einkommen und Kreditgewährung. Es ist also nach 
alter Übung wohl so gut wie alles wieder ins Eigentum der 
.Unternehmer und Kapitalbesitzer übergegangen. Wohl haben 
die Arbeiter einen schönen Lohn dabei verdient, aber ein gerech­
ter Anteil am Ertrag, vor allem an den unverteilten Gewinnen, 
wurde ihnen vorenthalten. Bedenkt man, wie dringend die Re­
form unserer Vermögensverteilung ist, und welch einmalige 
Gelegenheit diese Nachkriegsentwicklung bot, so kann der 
Vorgang nur als ein Skandal bezeichnet werden, der nach Abhilfe 
schreit.»2 Kein Geringerer als derselbe Papst Pius XL hatte 
schon vor 25 Jahren mit allem Ernst gefordert: «Mit aller 
Macht und Anstrengung ist dahin zu arbeiten, dass wenigstens 
in Zukunft die neu geschaffene Güterfülle nur in einem billigen 
Verhältnis bei den besitzenden Schichten sich anhäuft, dagegen 
in breitem Strome der Arbeiterschaft zufliesse» (Q.a . n. 61). 
Und derselbe Papst hatte warnend hinzugefügt: «Gehe man 
doch endlich mit Entschiedenheit und ohne weitere Versäum­
nis an die Ausführung! Täusche sich niemand! Nur um diesen 
Preis lassen sich öffentliche Ordnung, Ruhe und Frieden der 
menschlichen Gesellschaft gegen die Mächte des Umsturzes 
mit Erfolg behaupten» (Q.a. 62). 

Und damit ja niemand darüber im Zweifel sei, dass es sich 
nicht um vergangene Jahrhunderte oder irreale Fälle handle, 
sondern um die kpnkrete Gegenwart, steht an anderer Stelle 
der scharfe und harte Satz : « Jedem soll sein Anteil zukommen ; 
im Ergebnis muss die Verteilung der Erdengüter, die heute 
durch den ungeheuren Gegensatz von wenigen Überreichen 
und einer unübersehbaren Masse von Eigentumslosen aufs 
schwerste gestört ist - keiner, der das Herz am rechten Fleck hat, 
kann sich darüber einer Täuschung hingeben - , wieder mit 
den Forderungen des Gemeinwohles, bzw. der Gemeinwohl-
Gerechtigkeit (justitia socialis) in Übereinstimmung gebracht 
werden» (Q.a. 58). 

Unser berechtigter, mit aller Entschiedenheit und Unnach-
giebigkeit' zu führender Kampf gegen Kommunismus und 
Totalitarismus darf uns nicht dazu verleiten, die hergebrachte 
und für manche sehr bequeme Eigentums- und Einkommens­
verteilung als die einzig mögliche oder gar naturgegebene zu 
betrachten. 

Dabei handelt es sich, wie wieder einmal erinnert werden 
darf, im wesentlichen nicht darum, dem einen etwas wegzu-

2 Die Schrift «Das Sozialprodukt und seine Verteüung » (48 S.) wurde 
vom Sozialreferat des Zentralkomitees der deutschen Katholiken in der 
Schriftenreihe der Arbeitsgemeinschaft kath.-sozialer Bildungswerke her­
ausgegeben. (Verlag Bonifacius-Druckerei GmbH, Paderborn 1955.) 

3 So P. von Nell-Breuning: «Eigentumsbildung in Arbeiterhand» (her­
ausgegeben vom Sozialreferat des Zentralkomitees der deutschen. Katho­
liken, Paderborn, 1954), Paul Jostock in verschiedenen Schriften, G. Kroi!, 
neuerdings A . Burgbardt : «Eigentumsethik und Eigentumsrevisionismus » 
(erschienen als Band 10 des Handbuches der Moral-Theologie, herausgege­
ben von U. Prof. Marcel Reding, Graz; Max-Hueber-Verlag München, 
195 5 ; auf dieses Buch werden wir in einem späteren Artikel noch ausführ­
licher zurückkommen) ; E . Molitor : «Grundsätze und Methoden der Lohn­
bemessung» (Paderborn 1956); vgl. auch die Ausführungen von Prof. P. 
Ut\ , O. P. in seinem trefflichen Kommentar der Deutschen Thomasausgabe 
Bd. 18 «Recht und Gerechtigkeit», Salzburg 1953 ; Herb. Gross : «Der Ma­
nager von Morgen», Düsseldorf 1953; ferner die verschiedenen Pläne von 

nehmen, um es dem andern zu geben, sondern vor allem um 
eine bessere, gerechtere Verteilung der neu geschaffenen, wach­
senden Güterfülle, wie ebenfalls Pius XL so klarsichtig aus­
führt. 

2. «Die Arbeiterschaft hat einen Anspruch darauf, dass geeignete 
Formen der Ergebnisbeteiligung und des Miteigentums gesucht und 
eingeführt werden, damit sie an den erwirtschafteten Erträgen 
jenen Anteil gewinnt, der ihr nach dem Mass ihrer Mitursäch­
lichkeit gebührt, und damit sie - wieder eine eindeutige For­
derung der letzten Päpste - festes Eigentum, besonders an den 
Erzeugungsgütern (Trennung des Lohnarbeiters von den Pro­
duktionsmitteln !) zu gewinnen vermag.» Eine ganze Reihe 
von katholischen (und andern) Sozialpolitikern ist hier mit 
der Forderung vorangegangen.3 

Es ist unumwunden zuzugeben, dass auch in wohlgesinnten 
Kreisen noch keinerlei Übereinstimmung herrscht über die 
Wege, die hier einzuschlagen sind, um einerseits eine sichere 
und genügend grosse Investitionsquote, anderseits keine Uber-
belastung des Arbeiters durch ein untragbares Risiko zu er­
reichen. Wahrscheinlich lassen sie sich überhaupt nicht auf 
eine einheitliche Formel bringen. Das entbindet uns aber nicht 
von der Pflicht, sowohl theoretisch weiter zu forschen, wie 
auch durch behutsame Experimente Erfahrungen zu sammeln 
und so die Bewegung voranzubringen. Dabei möchten wir 
nicht verschweigen, dass gegenüber einer Beteiligung des ein­
zelnen Arbeiters am Mitbesitz des Unternehmens, in dem er 
arbeitet, im allgemeinen wegen des übermässig zusammen­
gedrängten Risikos grösste Vorsicht und Zurückhaltung am 
Platze ist. Gegen eine breiter gestreute allgemeine Beteiligung 
an Industriewerten, z. B. durch Investment Trusts, ist nichts 
einzuwenden. Nur wird auf diese Weise das Lohnarbeitsver­
hältnis nicht weiter entwickelt, sondern braucht noch andere 
Formen der «Angleichung an ein Gesellschaftsverhältnis» 
(Q.a. 65). 

3. «Die Arbeiterschaft kann und muss verlangen, dass. auch die 
letztmöglichen Anstrengungen gemacht werden, endlich jene Gesell­
schafts- und Wirtschafts-Neuordnung z u verwirklichen, die den 
Grundsätzen unserer Gesellschaftslehre entspricht.» Hier zeigt sich 
aufs neue und in verstärktem Masse die schwierige Lage, um 
nicht zu sagen das Dilemma, in dem sich heute die katholischen 
sozialen Bestrebungen befinden. 

Auf der einen Seite ist P. Welty durchaus zuzustimmen, wenn 
er mit einer gewissen Besorgnis und Bitterkeit bemerkt: «Es 
ist bedauerlich, aber leider wahr, dass ein erheblicher Teil un­
serer katholischen Wirtschaftswissenschaftler sowie der katho­
lischen Presse auf die Thesen des Neoliberalismus derart ein ge­
schworen ist, dass schon der blosse Versuch, in ein aufrichtiges 
und kritisches Gespräch zu kommen, recht unliebsam abgetan 
wird. Was man auf diesem Gebiete erleben kann, wirkt mit­
unter geradezu grotesk.4 Die gesellschaftlich-wirtschaftliche 

Spindler, Kuss, usw.; gut, wenn auch vielleicht überkritisch dargestellt 
von F . Spiegeihalter : «Gewinnbeteiligung», Düsseldorf 1951 und 1955. 

4 « P. von Nell-Breuning hat, wie unsere Leser wissen werden, in den 
letzten Wochen mehrfach Gelegenheit genommen, sich zu heiklen Fragen 
der fälligen Gesellschaftsreform zu äußern, z.B. zur Bodenreform in West 
und Ost; zu den gesellschaftlich-wirtschaftlichen Strukturveränderungen 
der Ostzone und deren Berücksichtigung bei der Wiedervereinigung, die 
nun leider wieder in so bittere Ferne gerückt zu sein scheint; zur schritt­
weisen Umwandlung des Lohnverhältnisses in das Gesellschaftsverhältnis. 
Katholische Kreise, denen man sogar ein besseres Urteil zutraut, haben 
diese Überlegungen damit quittiert, daß sie sagen, es sei höchst betrüblich, 
dass nunmehr selbst ein so verdienter Exponent der katholischen Gesell­
schaftslehre ins Idol der Plan- oder Kollektivwirtschaft «abgerutscht» sei. 
Bei solchen Urteilen fehlt es einfach an der primitiven Kunst, aufmerksam 
hinzulesen oder aufmerksam zuzuhören, sonst wäre eine solche Verfäl-, 
schung der Absichten und Äusserungen gänzlich ausgeschlossen.» 

(Diese Anm. ist aus dem obenstehenden Text von P. Welty) 
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Neuordnung, die den Grundsätzen der katholischen Gesell­
schaftslehre wirklich gerecht wird, ist eine wesentlich andere als 
jene, die von neo-liberaler Grundlage her vorgeschlagen und 
angestrebt wird, und wir können uns unmöglich damit" abfin­
den, dass geltende Formen der Marktwdrtschaft, die sich aus­
drücklich auf die Grundthesen des Neoliberalismus beziehen, 
als das gültige Ordnungsbild der derzeitig fälligen Sozial­
reform angesehen werden. Das Kernstück der Sozialreform, 
die fortschreitende Überwindung des reinen Lohnarbeiter- • 
Verhältnisses, kann auf neoliberaler Grundlage nicht erreicht 
werden.» 

Es kann auch nicht verschwiegen werden, dass in weiten 
Kreisen ernste Besorgnis über die einseitige Zusammensetzung 
gewisser sozial- und wirtschaftswissenschaftlicher Gremien 
besteht, und dass man dringend hofft, die Neuherausgabe des 
Herderschen Staatslexikons werde hier die notwendige Korrek­
tur bringen.. Es ist völlig untragbar, von Grundsätzen der 
« reinen » Nationalökonomie zu sprechen, die von allen Erwä­
gungen der Gerechtigkeit und der Ausrichtung des volks­
wirtschaftlichen Prozesses auf die Bedürfnisse absehen und 
die Volkswirtschaft als reines Sachgütergeschehen betrachten 
könnten. Ist denn das Lebenswerk von P. Heinrich Pesch 
völlig umsonst gewesen, und stehen in Quadragesimo anno 
umsonst die berühmten Sätze: «So wenig die Einheit der 
menschlichen Gesellschaft sich gründen kann auf der Gegen­
sätzlichkeit der Klassen, ebensowenig kann die rechte Ord­
nung der Wirtschaft dem freien Wettbewerb anheimgegeben 
werden. Das ist ja der Grundirrtutn der individualistischen 
Wirtschaftswissenschaft, aus dem all ihre Einzelirrtümer sich 
ableiten: in Vergessenheit oder Verkennung der gesellschaft­
lichen wie der sittlichen Natur der Wirtschaft glaubte sie, die 
öffentliche Gewalt habe der Wirtschaft gegenüber nichts ande­
res zu tun, als sie frei und ungehindert sich selbst zu überlas­
sen; im Markte, d. h. im freien Wettbewerb besitze diese ja 
ihr regulatives Prinzip in sich, durch das sie sich viel vollkom­
mener selbst reguliere, als das Eingreifen irgendeines geschaf­
fenen Geistes dies je vermöchte. Die Wettbewerbsfreiheit -
obwohl innerhalb der gehörigen Grenzen berechtigt und von 
zweifellosem Nutzen - kann aber unmöglich regulatives Prin­
zip der Wirtschaft sein. . . Die an die Stelle der Wettbewerbs­
freiheit getretene Vermachtung der Wirtschaft kann jedoch 
noch weniger diese Selbststeuerung bewirken: Macht ist 
blind ; Gewalt ist stürmisch. Um segenbringend für die Mensch­
heit zu sein, bedarf sie selbst kraftvoller Zügelung und weiser 
Lenkung; diese Zügelung und Lenkung kann sie sich aber 
nicht selbst geben. Höhere und edlere Kräfte müssen es sein, 
die die wirtschaftliche Macht in strenge und weise Zucht 
nehmen» (Q.a. 88). 

Anderseits aber ist ebenfalls zuzugeben, dass die Diskussion 
z. B. um die Berufs ständische Ordnung gleicherweise ins 
Stocken, ja in eine Sackgasse geraten ist. Es ist möglich, dass 
zuerst auf den Gebieten der besseren Verteilung des sozialen 
Produktes, der Neuordnung der Eigentumsfunktionen, der 
sozialen Sicherheit, der Familienpolitik, des Mitspracherechtes, 
der Einordnung der wirtschaftlichen Verbände in die Mitver­
antwortung an der Wirtschafts- und Sozialpolitik, der beruf­
lichen, wirtschaftlichen und sozialen Erziehung und Bildung 
usw. weitere Fortschritte gemacht werden müssen, bevor das 
Thema von der Berufsständischen Ordnung auf breiterer 
Front wieder aufgerollt werden kann. 

Es ist die grosse Schwäche der katholischen Sozialbewegung 

- und vielleicht der Sozialpolitik des Westens überhaupt - , dass 
sie zu wenig klare, konkrete und grosszügige Ziele aufzuzei­
gen vermag, dass sie sich einerseits in sehr allgemeinen Prin­
zipien ergeht, die zunächst zu wenig konkreten Verwirklichun­
gen verbindlich erscheinen, anderseits der Versuchung aus­
gesetzt sind, konkreten- Forderungen nachzulaufen (und sie 
womöglich noch zu überbieten), die eigentlich einem anderen 
Weltbild zugehören. Weil ihr eine genuine, wrohlausgebildete 
Volkswirtschaftslehre fehlt, darum bedeutet der Neoliberalis­
mus eine solche Macht. 

4. « Die Arbeitnehmerschaft kann und muss verlangen, dass ihr mehr 
staatspolitische Mitverantwortung und Mitwirkung übertragen und 
verfassungsmässig verbürgt wird'.» Was hier angesprochen wird, ist 
die richtige Erfassung der Funktion und Stellung der Gewerk­
schaften, aber auch der übrigen im wirtschaftlichen Raum 
tätigen Verbände, in Gesellschaft und Staat. Stichworte : Wirt­
schaftsrat, Wirtschaftskammer einerseits, kulturelle und er­
zieherische Funktionen von Gewerkschaften und sonstigen 
wirtschaftlichen Interessenverbänden anderseits. 

Es wäre natürlich einseitig und ungerecht, die genannten 
Probleme als die einzigen oder auch nur als die tiefsten Pro­
bleme unseres Sozialgefüges hinstellen zu wollen. Die Frage 
der Familie, der Landwdrtschaft, des Mittelstandes, der Ange­
stelltenschaft, der Beamtenschaft, der geistigen Berufe (last 
not least!) usw. drohen oft über den Problemen der Arbeiter­
schaft übersehen oder übergangen zu werden. Trotzdem be­
anspruchen jene Probleme mit Recht einen bedeutenden und 
vordringlichen Platz in den Fragen der Neuordnung unserer 
Gesellschaft. Es hiesse, sich verhängnisvollen romantischen 
Illusionen hingeben, wollte man nicht sehen, dass die Probleme 
der industriellen Arbeitswelt im Umbruch unseres Jahrhun­
derts eine beherrschende Stellung einnehmen, dass sie als trei­
bende Faktoren der unaufhaltsamen Entwicklung auch allen 
anderen Gebieten des menschlichen Lebens ihren Stempel 
aufprägen. Gerade diese Probleme aber bedürfen, .wie es in 
hervorragender Weise der Heilige Vater in seinen Ansprachen 
an den Historiker-Kongress und an das italienische Zentrum 
für Fragen der internationalen Versöhnung ausgeführt hat, 
einer ebenso besonnenen als mutigen Behandlung von seiten 
der christlich denkenden Soziologen und Rechtslehrer, ohne 
Preisgabe unersetzlicher Werte, aber auch ohne Voreingenom­
menheit gegenüber neuen Entwicklungen, ohne naive Leicht­
gläubigkeit gegenüber dem Neuen, aber auch ohne selbst­
süchtiges Festhalten an erworbenen, doch überholten Posi­
tionen. 
. Gerade eine Naturrechtslehre, die nicht von abstrakten Be­
griffssystemen oder aprioristischen Postulaten, sondern von 
der wirklichen Natur ausgeht, zu der Geschichtlichkeit und 
damit geschichtlicher Wandel wesenhaft gehört, wird sich 
immer wieder vor neue Fragen, vor die Notwendigkeit der je 
neuen Anwendung unerschütterlicher Grundsätze an neue Ver­
hältnisse gestellt sehen, und wird nie darum herumkommen, 
die sich wandelnden Verhältnisse immer wieder neu nach den 
.Masstäben der Gerechtigkeit und Menschenwürde ausrichten 
zu müssen. Die Art, wie Pius XII. immer wieder und in ein­
dringlicher Form auf die Probleme der Sozialreform zu spre­
chen kommt, unterstreicht diese Verpflichtung mit allem 
Nachdruck einer Autorität, die ihresgleichen auf Erden nicht 
hat. D. 
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Uruguay, der tausendste Teil der (Veit 
Südamerikanische Republik, ja, aber nicht malerisch 

Ein Gebiet mit fast 200 000 Quadratkilometern Oberfläche 
wäre in Europa nicht gerade ein kleines Land. Südamerika hin­
gegen kennt andere Masstäbe. Argentinien und Brasilien, die 
einzigen Grenznachbarn Uruguays, haben zusammen 80 Millio­
nen Einwohner und verfügen über ein Territorium von elf Mil­
lionen Quadratkilometern. Bedenkt man, dass Frankreich und 
Deutschland zusammen mit rund einer Million Quadratkilo­
metern zufrieden sein müssen, werden die Flächenunterschiede 
noch deutlicher. 

Uruguay ist also eine kleine Republik am Ostrand Südameri­
kas. Die Europäer täuschen sich jedoch, wenn sie von der «ma­
lerischen Schönheit» dieses Landes sprechen. Der östliche 
Teil Uruguays liegt überhaupt nicht in den Tropen. Deshalb 
wird man- dort keine Wälder finden mit überreicher Vegetation. 
Wilde Tiere lassen sich dort nur in der Phantasie erjagen und 
für gewagte Streifzüge in unerforschte Gebiete gibt es keine 
Gelegenheit. Die uruguayische Landschaft entbehrt grandioser, 
abwechslungsreicher Gegenden; sie wirkt monoton. Es fehlen 
ihr die majestätischen Kordilleren. Der höchste «Berg» Uru­
guays «ragt» bis 600 m ü.M. Oft bedauern wir es, dass wir 
den Fremden keine augenfälligen, bunten Volkstrachten zei­
gen können. Allerdings gibt es bei uns aber auch keine Rauf­
bolde und Messerstechereien auf den Strassen. Die Zeitungen 
berichten nicht von blutigen Aufständen und Revolutionen. 
Zudem fehlen uns verblendete hohe Offiziere und ein «ma­
lerisches » Heer mit mehr Offizieren als Soldaten. Den letzten 
internationalen Krieg verspürte unser Land vor 90 Jahren. 
Darum haben die Generäle wenig zu tun, und Uruguay ist eines 
der Länder in der Welt, das wenig- für seine Aufrüstung aus­
gibt. Wilde, halbwilde oder zivilisierte Indianer sucht man um­
sonst, ganz einfach, weil wir überhaupt keine haben. Nirgend­
wo stehen grossartige Monumente aus der Kolonialzeit' oder 
vorkolumbische Denkmäler. 

Bedauernswerterweise besitzen wir also kein schönes Land. 
Als seltene «Gabe», würdig, die Aufmerksamkeit der Europäer 
zu erregen, haben wir dagegen nur zwei politische Regierungs­
parteien. In den 12 5 Jahren unserer Freiheit waren sie die einzi­
gen wichtigen Parteien, und auch heute ändert sich nichts dar­
an. Unsere Sozialgesetzgebung galt schon vor 35 Jahren als 
fortschrittlich. Interessant ist in Uruguay die eigenartige Ver­
bindung von Sozialismus und staatlichem Dirigismus zusam­
men mit einem kapitalistischen Liberalismus. Trotzdem: Wir 
bilden eine Demokratie, so authentisch und aufrichtig, wie 
eine solche in dieser Welt und in diesem Jahrhundert nur sein 
kann. 

Weisse und Farbige 

Gehen wir schrittweise voran. Uruguay ist das einzige Land 
der Welt, das in den letzten 90 Jahren von der gleichen Partei 
regiert wurde, nämlich von der Partei der Farbigen (Partido Co­
lorado), die 186j an die Macht kam und heute noch am Ruder 
ist. Gleichzeitig dürfte es das einzige Land sein, in dem sich 
eine Oppositionspartei während neun Jahrzehnten behauptet 
hat. Diese Nationale Partei (Partido Nacional) wurde zur glei­
chen Zeit von der Macht verdrängt und kann heute, nach vier­
zigjährigem bewaffnetem Protest und weiteren Jahren friedlich­
bürgerlicher Opposition in der Minderheit mitregieren. Beide 
Parteien, die Farbige und die Weisse oder Nationale, sind die 
ältesten existierenden auf der Welt, da sie beim letzten Macht­
wechsel (1865) schon «traditionell» waren. Beide haben das 
politische Leben Uruguays total und absolut monopolisiert, 
und auch heute, im Weltkampf der internationalen Ideologien, 

mobilisieren die Farbige und die Nationale Partei.bequem 90% 
der uruguayischen Wähler. Die restlichen 10% verbleiben nach 
uruguayischer Version dem Kommunismus, dem Sozialismus 
und der christlichen Demokratie. In Bezug auf diese drei Expo­
nenten universeller Ideen gilt folgendes : 

Den Kommunisten gelang es trotz der ihnen günstigen 
Nachkriegszeit nicht, mehr als 5 % der Wählermassen des Lan­
des zu erobern. Zudem vermochten sie auf dem Gipfel ihrer 
Macht nicht, ihr heiss ersehntes Ziel zu erreichen : einen Sessel, 
nur einen, im Senat der Republik. Zur Zeit entsenden sie zwei 
Deputierte ins Parlament. 

Ebensowenig konnte sich der uruguayische Soziaüsmus in 
fast fünfzigjährigem Kampf im Senat vertreten lassen. Sein 
höchster Wählertriumph verlieh ihm zwei Sitze in der Depu­
tiertenkammer1. 

Der bürgerlichen Union der christlichen uruguayischen De­
mokratie gelang es als einziger, den traditionellen Parteien im 
Senat einen Sitz zu entreissen. Es war ein kläglicher Triumph 
für 60 Jahre Kampf. Nach den uruguayischen politischen Füh­
rern hält sich diese Partei in Bezug auf ihr Alter - mit 60 Lebens­
jahren - für «jung », den Mehrheitsparteien aber wirft sie Über­
alterung vor.2 

In Uruguay vermögen sich alle internationalen Strömungen 
nicht recht zu entfalten, da die traditionellen Parteien im Ideo­
logischen höchst elastisch sind. Die orthodoxen Sozialisten bei­
spielsweise besassen wenig Aussicht, ihre Programme verwirkli­
chen zu können, da eine grössere Fraktion der-Mehrheitspartei 
das Land zum Teil sozialisierte und die Grossbetriebe seit vier­
zig Jahren immer mehr verstaatlichte. Die christlichen Demo­
kraten ihrerseits kämpften vor dreissig Jahren verzweifelt um 
ihren ersten Sitz in der Deputiertenkammer. Gerade damals 
entfesselte der « Batllismus » - er ist abgesehen von seiner soziali­
stischen Färbung auch betont atheistisch und antikatholisch -
eine gefährliche Offensive gegen die Kirche, deren Ziel die ob­
ligatorische laizistische Erziehung und die totale Entchrist-
lichung des Landes war. Diese Kampfsituatipn wäre die grosse 
Gelegenheit für die Bürgerliche Union gewesen, aber sie fühl­
te sich zahlenmässig zu schwach. Der Weissen oder Nationa­
len Partei, die grösstenteils aus Katholiken besteht, gelang es 
erst nach 15 Jahren erbitterter Fehde im Parlament, in den Zei­
tungen und an allen Fronten des öffentlichen Lebens, die anti­
katholische Kampagne aufzuhalten. Was sollten nun die inter­
nationalen christlichen Demokraten in Uruguay tun ? 

Auch der emporstrebende internationale Faschismus konnte 
seine Tendenzen in Uruguay nicht durchsetzen. Es existierte 
eine Nationale Union von « Grauhemden » von mehreren Dut­
zend Jungen, die sich aber nach einigem Gähnen auflöste. Da­
gegen begannen viele Mitglieder der Farbigen und der Natio­
nalen Partei mit der Achse und ihren politischen Postulaten zu 

1 Im Jahre 190J schon plädierte die Weisse oder Nationale Partei, welche 
in der Opposition war und sich theoretisch an die Rechte der regierenden 
Farbigen Partei anlehnte, im Parlament für den Achtstundentag, eine Aus­
trittsentschädigung, eine Arbeiterversicherung und andere Errungen­
schaften der Arbeiter, welche in verschiedenen Ländern durch Körper­
schaften der Linken als grosse Fortschritte für sich beansprucht wurden. 
Die Sozialistische Partei von Uruguay sah einen guten Teil ihrer Postúlate 
durch die alten einheimischen Parteien verwirklicht. Aus diesem Grunde 
konnte der uruguayische Sozialismus nichts oder nur wenig unternehmen. 

2 Auch der christlichen Demokratie von Uruguay, die von hervorragen­
den Leuten geleitet wird, missglückte es aus ähnlichen Gründen wie dem 
Sozialismus, den Umfang ihrer Partei zu vergrössern. Die zwei traditio­
nellen Parteien von Uruguay anerkennen trotz des dialektischen Krieges, 
den sie mit der bürgerlichen Christlichdemokratischen Union führen, die 
Aufrichtigkeit und den Wert ihrer Führer. Das Organ der Katholiken, 
«El Bien Publico», ist das älteste der nationalen Presse. 
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liebäugeln. Darunter gab es einen farbigen Deputierten, der 
sich Vor voller Kammer als Pro-Nazi erklärte, und der sich des­
halb später den Ausschluss aus der Partei zuzog. Die Mehrheit 
der Weissen oder Nationalen Partei sah sich wiederholt ange­
klagt, mehr durch Geschrei als Begründung, faschistenfreund­
lich zu sein und im Dienste der Achse zu stehen. 

In Uruguay gibt es manche, die humorvoll meinen, die ein­
zige Art, den Kommunismus im Lande aufkommen zu lassen, 
bestände in der Gründung einer Partei «Weisse Kommunisten » 
oder einer Partei «Farbige Kommunisten». Es erübrigt sich zu 
sagen, dass die Uruguayaner eine internationale Ideologie nur 
akzeptieren würden unter der Bedingung, dass sie durch das 
feine Sieb der traditionellen Parteien gefiltert wird. 

Fassen wir zusammen: Der uruguayische Bürger kann von 
der äussersten Linken bis zur extremen Rechten (soweit es in 
Uruguay Extremisten gibt) innerhalb seiner zwei Parteien wäh­
len, weil diese Parteien immer die Weltentwicklung der Ideen 
auffangen und sie wunderbar ihrem Programm anpassen. Es ist 
dies das Geheimnis aller jahrhundertealten Parteien, mögen sie 
nun Farbige oder Weisse, Republikaner oder Demokraten wie 
in den USA, Konservative oder Laboür wie in Grossbritan­
nien heissen. Weiss oder farbig sein bedeutet in Uruguay : das 
familiäre und gefühlsmässige Erbe ergreifen und dann die am 
besten zusagende Ideologie auswählen, ohne jedoch die alten 
Grundsätze zu verlassen, welche mit der Idee des Vaterlandes 
verknüpft sind. Das ist alles. 

Die letzten vier « Charrúas » 

Wie. man sieht, ist in der Politik in Uruguay wenig zu sehen 
vom Taumel der Parteien, der praktisch jedes Jahr in den «mar 
lerischen latein-amerikanischen Republiken» Strassen und 
Plätze erfüllt. Um in Europa ein Beispiel von ähnlicher politi­
scher Beständigkeit zu finden, müsste man auf Schweden, 
Grossbritannien oder die Schweiz hinweisen. Betrachten wir 
einen andern Aspekt Uruguays, der ebensowenig der Auf­
schrift «malerisch» entspricht: den völkischen. 

Ein Deutscher3 errechnete die Gesamtsumme aller Einge­
borenen der «Banda Oriental» (ursprünglicher Name des Lan­
des) auf ganze 4000. 1832 zählten die berühmten «Charrúas», 
Glieder des letzten überlebenden Stammes, noch rund 5 00. Un­
beugsam und wild, waren sie trotz ihrer kleinen Zahl eine kon­
stante Gefahr für den schwach besiedelten Norden des Landes. 
Durch eine Resolution der ersten konstitutionellen Regierung 
der Republik wurden sie vernichtet. Die letzten vier «Char­
rúas», deren man sich erinnert, starben in Paris, wo sie als 
Phänomen an der Ausstellung zu sehen waren. 

Zu jener Zeit zählte die Republik etwa 100 000 Einwohner. 
Heute hat sie mehr als drei Millionen. Es dürften also nicht we­
niger als 2 y2 Millionen Uruguayaner direkt von europäischen 
Emigranten abstammen, die nach der Vernichtung der letzten 
Ureinwohner ins Land gekommen waren. Die amerikanischen 
Indianer erwiesen sich weniger tauglich, ihr Blut mit den Kolo­
nisatoren zu mischen. Sie lebten immer abseits in ihren Salz­
hütten und waren im Verkehr mit den Weissen uninteressiert 
und widerspenstig. Man schliesst daraus, dass das indianische 
Blut in der uruguayischen Bevölkerung nicht eindeutig nach­
weisbar ist, ausgenommen im Fall von Abkömmlingen anderer 
amerikanischer Länder. Wenn eine solche Nachkommenschaft 
existiert, kann sie nicht zahlreich sein, da die Zahl der Bürger 
anderer Republiken des Kontinents in Uruguay gering gewesen 
ist, abgesehen vielleicht von den Argentiniern, die einem mehr­
heitlich weissen Volk entstammen. 

Dagegen wohnen in Uruguay 3-6% Neger und Mulatten, 
alles Abkömmlinge der Sklaven, die in der Kolonialzeit einge­

führt wurden. Man wird also der Wahrheit am nächsten kom­
men, wenn man das Total der reinen Weissen in Uruguay .mit 
rund 95% ansetzt. 

Die uruguayische Wüste 

Betrachten wir eine andere Eigenart dieses Landes.-Zwischen 
1825 und 1935 vermehrte sich die uruguayische Bevölkerung 
um das Vierzigfache. 

Dafür können folgende Gründe angeführt werden : Gute ge­
sundheitliche und hygienische Verhältnisse. - Ein beachtliches 
kulturelles Niveau. - Ein zufriedenstellender Lebensstandard.', 
- Ein halbes Jahrhundert ohne Kriegserschütterungen. - Die 
Einwanderung. 

Gehen wir in der Geschichte weiter zurück, stossen wir auf 
die Epoche der englischen Invasion4, in der Uruguay etwas 
über 40 000 Einwohner zählte. In jener Zeit hatte Mexiko un­
gefähr vier Millionen Seelen. Heute zählt Mexiko 28 Millionen 
Einwohner und Uruguay etwas mehr als drei. In jener Epoche 
besass die halbverödete Banda Oriental - ausgebreiteter als 
heute - das ungewohnte Mittel von 0,2 Einwohner per Qua­
dratkilometer. 

Uruguay war so wenig bevölkert, dass die hundert Rinder, 
die im 16. Jahrhundert eingeführt worden waren, sich in wil­
dem Zustande vermehrten, und, in die Millionen gehend, frei im 
ganzen Lande herumliefen. Es wurden dann heimlich Unter­
nehmen (zur Hauptsache französische) gegründet, die einträg­
liche Geschäfte betrieben, indem sie die Häute verwerteten 
und das Übrige wegwarfen, bis sie manchmal von den spani­
schen Behörden überrascht und aufgelöst wrurden. Diese hun­
dert Rinder bildeten den Grundbestand für den Reichtum der 
uruguayischen Viehzucht, welche heute trotz einer anti-agrari­
schen Politik acht Millionen Stück Vieh umfasst, was ziemlich 
der gleichen Zahl entspricht wie zu Beginn dieses Jahrhunderts. 

Die Banda Oriental wurde während der beiden ersten Jahr­
hunderte der Eroberung nur wie eine grosse Farm betrachtet. 
Aus diesem Grunde war Uruguay das letzte Land der heutigen 
spanisch-amerikanischen Nationen, das man kolonisierte. Als 
Lima und Mexiko bereits reiche und zweihundert Jahre alte 
Städte waren, monumental und voll Kultur, und als Buenos 
Aires ebenfalls schon an die zwei Jahrhunderte bestand, wurden 
die ersten Fundamente von Montevideo gelegt (1726). Bis da­
hin zählte Uruguay zwei oder drei elende Nester und ein paar 
einheimische Siedlungen5. Soriano, der älteste Ort der Repu­
blik, datiert aus dem 17. Jahrhundert. 
. In kleinerem Masse war auch das heutige Argentinien aus 
verschiedenen Gründen eine halbentvölkerte Nation. Beide 
aber profitierten seit ihrer Unabhängigkeit von einer sukzessi­
ven Einwanderung, die das Verlorene aufzuholen erlaubte. Es 
gibt in Lateinamerika mindestens zwei Länder, die dichter als 
Uruguay bevölkert, sind. In beiden Fällen aber handelt es sich 
um solche, in denen die eingeborene Bevölkerung stark zu­
nimmt. Den höchsten Prozentsatz des «weissen» Wachstums 
hat die Republik Uruguay zu verzeichnen. 

Noch ein anderer Grund wäre anzuführen. Die Länder am 
Pazifik, wie Mexiko und Zentralamerika, zählen praktisch mit 
keiner andern weissen Bevölkerungvals der, welche von den 
spanischen Eroberern und Kolonisatoren abstammt, weil nach 

3 Huldreich Schmidel, Teilnehmer der Expedition von Peter von Men­
doza (1535) und Autor der «Geschichte und Entdeckung von Rio de la 
Plata und Paraguay ». Es ist ein Dokument von unschätzbarem Wert, eine 
zugleich hübsche- und genaue Beschreibung der ersten Etappe der Er­
oberung der Länder am Rio de la Plata. 

4 1806 verwirklichten die Engländer am Rio de la Plata den ernsthafte­
sten Versuch, in das spanische Reich von Amerika einzudringen. Eine 
noch nie gesehene Flotte von 12 000 Mann (ganz Uruguay zählte keine 
40 000 Einwohner und Argentinien weniger als 300 000) unternahm nach 
dem Zusammenbruch der ersten eine zweite Expedition. Sie mussten sich 
jedoch nach einer der grössten und absolutesten Niederlagen (totales Er­
geben), die England bis dahin erlitten hatte, zurückziehen. 

5 Wir beziehen uns auf den heutigen Umriss der Republik. Damals um-
schloss die Banda Oriental die sehr berühmten Missionen (ein herrliches 
Werk der Jesuiten), welche durch die Aufhebung des Ordens vernichtet 
wurden. Die grossartigen Ruinen der Ortschaften, die durch die Indianer 
der «Jesuiten-Reduktionen» in einer Zeit wieder aufgebaut wurden, als 
Uruguay immer noch ein «halbverödeter Kuhstall» war, erregen Bewun­
derung. 
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